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Zeitschrift für den 
öffentlichen Dienst 
in Rheinland-Pfalz

Medienpolitik

Landesbund im Gespräch mit der  
Mediengewerkschaft VRFF
Netzwerke stärken – Kooperationen ausloten

Zu einer wie so oft in diesem 
Jahr coronabedingten Video-
schalte kamen Vertreter der 
Mediengewerkschaft VRFF im 
dbb (Vereinigung der Rund-
funk-, Film- und Fernsehschaf-
fenden) und des dbb rhein-
land-pfalz am 7. Juli 2022 
virtuell zusammen.

Die Mediengewerkschaft trat 
mit zwei Betriebsgruppen auf, 
nämlich für die Betriebsgruppe 
ZDF mit dem Vorsitzenden  
Sebastian Paschek und seinem 
Amtsvorgänger Dr. Michael 
Funken und für die Betriebs-
gruppe SWR mit dem Vorsit-
zenden Stefan Rettner, gleich-
zeitig 2. Vorsitzender der VRFF 
Mediengewerkschaft auf Bun-
desebene.

Weil seitens des dbb Landes-
bundes die Landeschefin Lilli 
Lenz und die stellvertretende 
Landesvorsitzende Elke 

Schwabl teilnahmen, stand der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk 
im Fokus, denn Lilli Lenz ist 
Mitglied im SWR Verwaltungs-
rat und Elke Schwabl ist Mit-
glied im Rundfunkrat des SWR 
(sowie dort stellvertretende 
Vorsitzende des Landespro-
grammausschusses trimediale 
Medien).

Inhaltlich ging es insbesondere 
um medienpolitische Syner-
gien und einen Austausch  
zur Lage der Personalvertre-
tung und deren internen 
Machtverhältnissen in den 
Funkhäusern.

Beim ZDF hat die VRFF-Be-
triebsgruppe gut an Mitglie-
dern zugelegt und ist in der 
letzten Personalratswahl 
stärkste Liste geworden. Als 
tariffähige Gewerkschaft hat 
die Vereinigung eine gefestigte 
Position.

Beim SWR stehen die nächsten 
Personalratswahlen zwar erst 
in zwei Jahren an, aber es 
lohnt sich sicher, frühzeitig die 
Vorbereitungsphase zu starten 
nach dem Motto: „Nach der 
Wahl ist vor der Wahl.“

Im Fachgewerkschaftsverbund 
dbb ist die Mediengewerk-
schaft VRFF die Expertenorga-
nisation für die Medienland-
schaft. Deshalb fand ein 
eingehender, intensiver Aus-
tausch über die politischen In-
teressengefüge in den Gremi-
en der Sender statt sowie über 
die (gewerkschafts)politischen 
Strukturen. Hier wie auch in 
den Personalvertretungen 
geht es um demokratischen 
Pluralismus, in dem Informati-
onen wichtig und Netzwerke 
entscheidend sind.

Der dbb rheinland-pfalz ist 
auch in der Landesmedienan-

stalt LMK Rheinland-Pfalz ver-
treten durch den stellvertre-
tenden Landesvorsitzendeden 
Peter Mertens. Insofern wird 
auch die private Rundfunk-
landschaft im Sinne der Einzel-
mitglieder in der dbb Familie 
als relevante gesellschaftliche 
Gruppe abgedeckt im Hinblick 
auf Interessenvertretung als 
Medienkonsumenten und 
-konsumentinnen.

 < Porträt VRFF Die  
Mediengewerkschaft 
e.V.

In der VRFF – der Vereinigung 
der Rundfunk-, Film- und Fern-
sehschaffenden – sind Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter 
von Rundfunk-, Film- und  
Fernsehanstalten sowie Pro-
duktionsstätten künstleri-
scher, technischer und wirt-
schaftlicher Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich deren Tochterge-
sellschaften und privatisierte 
Dienstleistungsbereiche ge-
werkschaftlich organisiert.

Die VRFF ist eine Vertretung 
von angestellten und freien 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der gesamten Rund-
funk-Medien-Landschaft, die 
auf der Basis gewerkschaftli-
chen Grundverständnisses ihre 
Interessen gezielt vertritt.

Als freie Gruppierung gründete 
sich die VRFF 1964 für die erste 
Personalratswahl beim Zwei-
ten Deutschen Fernsehen 
(ZDF). Aufgrund des ermuti-
genden Ergebnisses erfolgte 
1965 die offizielle Gründung in 
Wiesbaden. Der erklärte Wille 
aller Gründer der VRFF war und 
ist, jeder Betriebsgruppe weit-
gehende Selbstständigkeit ein-
zuräumen und den Aufbau ei-
nes Funktionärsapparates zu 	< VRFF und dbb rheinland-pfalz im Online-Austausch.
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vermeiden. Das bedeutet pro-
blembezogene Arbeit in jeder 
Gruppe ohne Weisung „von 
oben“ sowie engagierte – weil 
ehrenamtliche – und damit 
auch kostengünstige Bewälti-
gung von anstehenden Proble-
men. 

Eigenständige Tarifverhand-
lungen werden satzungsge-
mäß von jeder Betriebsgruppe 
autonom geführt. Diese Ver-
fahrensweise, die problembe-
zogen, wirksam und trotzdem 
rationell ist, wurde seinerzeit 
schnell richterlich bestätigt.

Heute erarbeitet die Bundesta-
rifkommission der VRFF aus ei-
gener Anschauung ihrer Mit-
glieder gezielte Vorschläge zu 
Verbesserungen der Einkom-
menssituation, der sozialen 
Gerechtigkeit und der Zufrie-
denheit am Arbeitsplatz. Die 

inzwischen in mehreren Rund-
funkanstalten etablierten Ver-
handlungskommissionen ver-
suchen, diese Erkenntnisse 
unter Berücksichtigung der 
speziellen Erfordernisse ihrer 
Häuser in Ergebnisse umzuset-
zen. (Quelle: vrff.de) 

BDR Rheinland-Pfalz

Jella Fiebach neue Landesvorsitzende
Andrea Meyer nach 22 Jahren im Amt feierlich verabschiedet

Unter dem Motto „Sm@rte 
Rechtspflege – Mit neuem 
Mindset in die Digitale Zu-
kunft“ fand am 29. Juni 2022 
in der Staatskanzlei in Mainz 
der diesjährige Rechtspfleger-
tag des Bundes Deutscher 
Rechtspfleger – BDR –, Landes-
verband Rheinland-Pfalz, mit 
Neuwahlen statt.

Zahlreiche Ehrengäste aus Lan-
desregierung, -justiz und -poli-
tik sowie aus den Gewerk-
schaften hörten Grußworte 
von Fabian Kirsch, dem Chef 
der Staatskanzlei, von Herbert 
Mertin, dem Staatsminister 
der Justiz Rheinland-Pfalz, von 
der SPD-Landtagsfraktionsvor-
sitzenden Sabine Bätzing-
Lichtenthäler und vom BDR-
Bundeschef Mario Blödtner.

Wie sie ging auch die dbb Lan-
deschefin Lilli Lenz in ihrem 
Grußwort auf die besonderen 
Belange des Rechtspflegerbe-
rufsstandes, die besonderen 
Verdienste der scheidenden 
BDR-Landesvorsitzenden An-
drea Meyer und die (digitalen) 
Herausforderungen der neuen 
Vorsitzenden Jella Fiebach ein.

Lilli Lenz stellte Selbstbewusst-
sein und Berufsstolz der 
Rechtspflegerinnen und -pfle-
ger heraus, die in klare gewerk-
schaftliche Fachforderungen 
mündeten und so den BDR 
Rheinland-Pfalz zu einer typi-
schen dbb Fachgewerkschaft 
machten.

Mit der Forderung nach dem 
„grundgesetzlichen Rechts-
pfleger“ seien sie auf dem Weg 
zu mehr gesicherter sachlicher 
Unabhängigkeit. Mit Forderun-
gen nach einer eigenen Lauf-
bahn und Besoldungsordnung 
verfolgen sie einen besonde-
ren Rechtspflegerstatus. Der 
BDR sei im besten Sinne Ge-
werkschaft. Den Rechtspflege-
rinnen und Rechtspflegern als 
Justizmanagern komme im 
Rahmen der beschleunigten 
Digitalisierung bei der Ausfor-
mung von Technologien und 
von Organisationsformen eine 
maßgebliche, weil verantwort-
liche Rolle zu. Dem BDR-Lan-
desverband erwachse aus 
selbstbewussten Selbstver-
ständnis Mut zu tragfähigen 
Lösungen und Klarsicht gegen 
Nachteile. Zusammen mit dem 
BDR ziehe der dbb an einem 
Strang, wenn es um Finanzie-
rung und Bereitstellung von 
ausreichenden Qualifizierungs- 

sowie Fördermöglichkeiten 
gehe. Führung müsse für Per-
sonalinteressen, Sorgen sowie 
Zweifel und deren Berücksich-
tigung sensibilisiert werden.

Würdigende persönliche Wor-
te an die scheidende BDR-Lan-
deschefin Andrea Meyer bilde-
ten den zweiten Teil von Lilli 
Lenz’ Grußbotschaft: „Wenn 
jemand Ethos und Leiden-
schaft für seinen Beruf und für 
die Gewerkschaftsarbeit ver-
körpert, dann die Diplom-
Rechtspflegerin Andrea Meyer. 
Du weißt, was Du kannst und 
Du kannst – fast – alles. Du 
bist eine Macherin, keine Zau-
derin. Durchsetzungsstark und 
entschieden bist Du, mutig 
und geradeheraus. Gut ver-
netzt und stets zum Sparring 
bereit, um den eigenen energi-
schen Standpunkt zu überprü-
fen, so kennen wir Dich und 
dafür schätzen wir Dich. Im 
Namen des dbb rheinland-

pfalz danke ich Dir herzlich 
und wünsche Dir alles Gute.“

Glückwünsche gingen auch an 
die neue Landesleitung des 
BDR Rheinland-Pfalz unter Lei-
tung von Jella Fiebach. Neben 
ihr wählten die Delegierten 
des Rechtspflegertages zu 
stellvertretenden Landesvor-
sitzenden Dominik Glaser (Bad 
Dürkheim), Elke Ludig (Trier), 
Monika Nieß (Ludwigshafen), 
Nathalie Pfitzmaier (Koblenz) 
und Christopher Zipf (Landau, 
gleichzeitig Referent für Öf-
fentlichkeitsarbeit). Schatz-
meister bleibt Knut Wichter, 
Geschäftsführer Thomas Stein-
hauer (beide Zweibrücken).

Eine Podiumsdiskussion zum 
Motto des Rechtspflegertages 
bildete das Herzstück der öf-
fentlichen Veranstaltung, die 
abgerundet wurde durch Live-
musik und -gesang des En-
sembles yellACOUSTIC – mit 
der frisch gewählten BDR-Lan-
desvorsitzenden Jella Fiebach 
als Sängerin und Frontfrau.

Der BDR-Landesverband Rhein-
land-Pfalz e.V. ist seit 1951 
Landesorganisation des Bun-
des Deutscher Rechtspfleger 
e.V., unterteilt in sieben Be-
zirksverbände (Bad Kreuznach, 
Frankenthal, Kaiserslautern, 
Koblenz, Mainz, Trier, Zwei- 
brücken).

Der BDR ist Fachverband für 
Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger in allen besol-
dungsrechtlichen, fachlichen 
und justizpolitischen Belan-
gen, Ansprechpartner für Ver-
treter der Politik, der Ministeri-
en, der Justizverwaltung zu 
allen Fragen und Problemen 
der Rechtspfleger. 	< Andrea Meyer, Jella Fiebach und Lilli Lenz (von links)
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Musterverfahren Alimentation

Berufungsprozess wird 
wieder aufgenommen
dbb Bundesleitung gibt grünes Licht

Das eine von vier vor rheinland-
pfälzischen Verwaltungsgerich-
ten ruhenden Musterverfahren 
zur amtsangemessenen Alimen-
tation im Zusammenhang mit 
den seinerzeitigen „5 x1 %“- 
Mini-Anpassungen ab 2012, das 
bereits im Stadium der durch 
den dbb eingelegten Berufung 
vor dem Oberverwaltungsge-
richt Koblenz ist, soll wieder 
aufgenommen werden.

Das Gericht hat das einstweilen 
prozessrechtlich weggelegte 
Verfahren zunächst ohne Betrei-
ben der Prozessparteien – hier 
der vom dbb mit gewerkschaft-
lichem Rechtsschutz ausgestat-
tete Musterkläger und dort die 
Landesregierung Rheinland-
Pfalz – wieder aufgerufen.

Parallel dazu hat der dbb rhein-
land-pfalz auf entsprechenden 
Beschluss seines Hauptvorstan-
des bei der in diesem Fall rechts-
schutzgewährenden dbb Bun-
desleitung beantragt, dass sie 
im Rahmen ihrer Rechtsschutz-
gewährungskompetenz ent-
scheiden möge, das beim Ober-
verwaltungsgericht Koblenz 
anhängige Berufungsverfahren 
(2 A 11745/17.OVG) wieder auf-
greifen, die Berufung begrün-
den und den Prozess im Rechts-
schutzrahmen führen zu lassen.

Dem hat die Bundesleitung 
dankenswerterweise schnell 
und entschlossen entsprochen. 
Weil die Gremien des dbb 
rheinland-pfalz der Ansicht 
sind, dass das Landesbesol-

dungs- und -versorgungs- 
anpassungsgesetz 2022 recht-
lich mindestmaßartig dem  
zwingend notwendigen Rege-
lungsbedarf gemäß aktueller 
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts entspricht 
und weil die Musterverfahren 
vor diesem Hintergrund auf 
die Jahre 2012 bis 2021 be-
grenzt und das Berufungsver-
fahren als Leitverfahren – im 
Bewusstsein um das Risiko ei-
nes Prozessverlusts – zum Ab-
schluss gebracht werden könn-
ten aus Landesbundsicht, ist 
die Bundesleitung mit der Pro-
zessführung unter gewerk-
schaftlichem Rechtsschutz ein-
verstanden. 

Allgemeine Taktik war zuvor, 
erst einmal weitere erhoffte 
Rechtsprechungspräzisierun-
gen vom Bundesverfassungs-
gericht aus Karlsruhe in  
Musterverfahren anderer Bun-
desländer zu erhalten. Der 
DGB Rheinland-Pfalz hat seine 
aufgrund einer damaligen Ver-
einbarung zwischen Landesre-
gierung und Spitzengewerk-
schaften aufgesetzten 

Musterverfahren inzwischen 
zurückgenommen.

 < dbb sieht Chancen

Beamtinnen und Beamte müs-
sen ihren Ämtern entsprechend 
besoldet werden. Viele Dienst-
herren haben hier Nachholbe-
darf, mahnte dbb Bundeschef 
Ullrich Silberbach zum Beispiel 
anlässlich des 25. Landesge-
werkschaftstages des dbb saar 
am 30. Juni 2022. „Das Bundes-
verfassungsgericht hat vor ge-
raumer Zeit unsere Auffassung 
bestätigt: Die einseitigen Zugrif-
fe auf die Besoldung haben zu 
einer unzulässigen Unteralimen-
tation geführt. Das muss nun 
flächendeckend korrigiert wer-
den. Die Alimentation muss der 
Rechtsprechung und nicht der 
Haushaltslage entsprechen“, 
sagte der dbb Bundesvorsitzen-
de. Das sei auch deshalb von ho-
her Bedeutung, um ausreichend 
Personal für den öffentlichen 
Dienst und damit die öffentliche 
Daseinsvorsorge zu garantieren. 
Silberbach: „Denn das Ziel des 
öffentlichen Dienstes ist, bun-
desweit für gleiche Lebens- und 

BDF Rheinland-Pfalz

Jochen Raschdorf im 
Amt bestätigt
Hauptversammlung in Argenthal

Bereits am 28. Juni 2022 fand 
in der Argenthaler Chur-Pfalz-
Halle die Hauptversammlung 
des Bundes Deutscher Forst-
leute – BDF –, Landesverband 
Rheinland-Pfalz, mit Vor-
standswahlen statt.

Die Hauptversammlung, zu de-
ren satzungsgemäßen Aufga-
ben die Wahl des Landesvor-
standes oder von einzelnen 
Mitgliedern des Vorstandes 
gehört, wählte den bisherigen 
Landesvorsitzenden Jochen 
Raschdorf erneut in dieses 
Amt.

Auch die übrigen Vorstands-
mitglieder wurden im Amt be-
stätigt. Einen Wechsel gab es 
in der Geschäftsführung: Hier 
wurde Christian Frank als 
Nachfolger von Anne-Sophie 
Knop gewählt.

Im Rahmen der öffentlichen 
Veranstaltung am Nachmittag 
überbrachte der stellvertreten-
de dbb Landesvorsitzende 
Hans-Dieter Gattung Grüße 
und Glückwünsche der dbb 
Landesleitung an die Mitglie-
derversammlung und die vor-
mittags Gewählten.

Der Gast vom dbb rheinland-
pfalz gab Einblicke in die Arbeit 
der Dachorganisation auf Lan-
desebene, festgemacht an den 
kritisch beleuchteten Themen 
Wegstreckenentschädigung 
und Dienstfahrradleasing. 
Forsttypisch extrem lange 
jährliche Fahrstrecken und ein 
sehr hoher Anteil an Schlecht-
wegestrecken sorgen dafür, 
dass die BDF-Einzelmitglieder 

vehement Verbesserungen an 
der reisekostenrechtlichen 
Wegstreckenentschädigung 
fordern – zusammen mit dem 
dbb rheinland-pfalz. Beide 
 bemängeln daneben, dass das 
Land trotz geschaffener 
Rechtsgrundlage für das Fahr-
radleasing per Entgeltum-
wandlung immer noch keine 
konkrete Umsetzungsregeln 
geschweige denn ein Umset-
zungskonzept geschaffen hat. 
Der Mitgliederbedarf an zeit-
nahen Lösungen in beiden 
 Bereichen ist hoch.

Ein Festvortrag zum Thema 
„Gesellschaftliche Akzeptanz 
von Forstwirtschaft“ von Prof. 
Dr. Ulrich Schraml, Direktor der 
Forstlichen Versuchs- und For-
schungsanstalt Baden-Würt-
temberg und Präsident des 
Deutschen Forstvereins e.V., 
bildete den zentralen Pro-
grammpunkt der Veranstal-
tung. 

	< Jochen Raschdorf
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Verwaltungsgericht Koblenz

Einstellung trotz ursprünglicher Laktoseintoleranz
Polizeidiensttauglichkeit

(vg) Ein Bewerber für den poli-
zeilichen Vollzugsdienst darf 
nicht grundsätzlich wegen ei-
ner Laktose- und Fruktose- 
unverträglichkeit beziehungs-
weise -malabsorption aus dem 
Bewerbungsverfahren ausge-
schlossen werden. Dies ent-
schied das Verwaltungsgericht 
Koblenz in einem Urteil vom 
15. Juni 2022 (2 K 1313/19.KO).

Im Rahmen des Bewerbungs-
verfahrens für eine Beamten-
stelle im mittleren Polizeivoll-
zugsdienst der Bundespolizei 

legte der Kläger einen Arzt-
brief vor, nach dem er an einer 
Laktose- und Fruktoseunver-
träglichkeit leide. Der Polizei-
arzt schloss daraufhin auf 
Grundlage der Regelungen in 
der relevanten Polizeidienst-
vorschrift die Polizeidienst-
tauglichkeit des Klägers aus. 
Danach seien schwerwiegen-
de, chronische oder zu Rückfäl-
len neigende Krankheiten der 
Verdauungsorgane als die Poli-
zeidiensttauglichkeit aus-
schließende Merkmale festge-
legt. Unter diese Regelung 

seien nach Ansicht des Polizei-
arztes auch Nahrungsmittel-
unverträglichkeiten wie  
Laktose- und Fruktoseunver-
träglichkeit zu fassen. Darauf 
lehnte die Beklagte unter Ver-
weis auf die polizeiärztliche 
Auswahluntersuchung die Be-
werbung des Klägers ab.

Hiergegen erhob der Kläger 
 Widerspruch und stellte beim 
Verwaltungsgericht einen Eil-
antrag, welchem dieses mit Be-
schluss vom 23. August 2019 
– 2 L 802/19.KO – stattgab. Die-
se Entscheidung änderte das 
Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz mit Beschluss vom 
8. November 2019 ab und lehn-
te den Antrag ab. Daraufhin er-
klärte die Beklagte das Wider-
spruchsverfahren für erledigt.

Mit seiner sodann erhobenen 
Klage begehrte der Kläger die 
Feststellung, dass der Ableh-
nungsbescheid rechtswidrig 
gewesen sei. Er trug im We-
sentlichen vor, er sei vollum-
fänglich polizeidiensttauglich. 
Die Beklagte könne seine ge-
sundheitliche Eignung nicht 
auf der Grundlage der bereits 
überholten Arztberichte beur-
teilen. Seit längerer Zeit 
schränke er sich bei seiner Er-
nährung nicht mehr ein. Ledig-
lich auf laktosehaltige Milch 
verzichte er. Dies allerdings nur 
deshalb, weil er inzwischen 
den Geschmack von laktose-
freier Milch bevorzuge. Präpa-
rate nehme er nicht ein. Die 
einschlägige Polizeidienstvor-

schrift sei verfassungswidrig, 
weil sie bei einer schemati-
schen Anwendung zu willkür-
lichen Ergebnissen führe.

Dem trat die Bundespolizei 
entgegen und führte aus, bei 
den warmen Mahlzeiten wür-
de bei fast jedem Gericht 
Milch verwendet. Das Auftre-
ten von Beschwerden im Ein-
satz sei zudem nicht nur für 
den Betroffenen unangenehm, 
sondern auch dazu geeignet, 
die Sicherheit und das polizeili-
che Ziel eines Einsatzes zu ge-
fährden.

Die Klage hatte Erfolg. Der Klä-
ger sei zum hier maßgeblichen 
Zeitpunkt polizeidiensttaug-
lich gewesen, so die Koblenzer 
Richter. Er habe trotz der bei 
ihm diagnostizierten Laktose- 
und Fruktosemalabsorption 
die erforderliche Leistungsfä-
higkeit und Belastbarkeit vor-
weisen können. Sowohl das 
von ihm vorgelegte Gutachten 
als auch der vom Gericht im 
Rahmen einer Beweiserhebung 
beauftragte Gutachter hätten 
festgestellt, dass der Kläger bei 
der Testung der Laktose- und 
Fruktosemalabsorption keine 
Bauchschmerzen oder sonsti-
gen Symptome entwickelt 
habe. Dieser sei vollumfänglich 
gesund. Eine Laktoseintoleranz 
liege nicht vor. Nach den Aus-
führungen des Gutachters be-
sitze der Kläger auch die Fähig-
keit, ohne Präparate an 
Gemeinschaftsverpflegung 
teilzunehmen. Es gebe täglich 

Arbeitsbedingungen zu sorgen. 
Dafür steht die Politik in der Ver-
antwortung.“

Allein der Umfang der besol-
dungsstrukturverbessernden 
Maßnahmen aus dem 
LBVAnpG 2022, also etwa die 

Streichung der untersten Be-
soldungsgruppe A 4 sowie der 
ersten Erfahrungsstufe bis zur 
Besoldungsgruppe A 7 samt 
Überleitungsregelungen und 
die Einführung eines Sonder-
zuschlags zum Familienzu-
schlag für spezifische Familien-

konstruktionen wie auch die 
Erhöhung des kinderbezoge-
nen Familienzuschlags für drit-
te und weitere Kinder, verbun-
den mit einem zusätzlichen, 
mietenstufenabhängigen Auf-
stockungsbetrag sind aus dbb-
Sicht Indizien dafür, dass die 

vorherige, durch das damalige 
Erste Dienstrechtsänderungs-
gesetz zur Verbesserung der 
Haushaltsfinanzierung  
(„5 x 1 %“) kontaminierte A- 
Besoldung auch in Rheinland-
Pfalz verfassungsrechtlich be-
denklich gestaltet war. 

Bezirksverband Rheinhessen

Grillabend in Nackenheim
Traditionsbelebung nach Auszeit

(bv) Nach einer zweijährigen Zwangspause wegen der Coronapande-
mie konnte der dbb Bezirksverband Rheinhessen gemeinsam mit 
dem Kreisverband Mainz-Bingen der komba gewerkschaft endlich 
wieder zu einem Grillabend einladen. 

Auf dem Gelände des Angelsportvereins Nackenheim konnte Bezirks-
vorsitzender Bardo Kraus viele Kolleginnen und Kollegen begrüßen, 
die gemeinsam einige Stunden bei Grillspezialitäten und gut gekühl-
ten Getränken verbrachten.

Unser Foto zeigt Teilnehmer des Grillabends, links im Bild der frühere 
dbb Landesgeschäftsführer Hans E. Hielscher. 

	< Gute Stimmung beim Beisammensein.
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